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8. NEWSLETTER ZUR  

KRAFT-WÄRME-KOPPLUNG, 

ZUM CONTRACTING UND ZUR 

ENERGIEEFFIZIENZ 
 

Pünktlich zum 01.01.2017 ist das „Gesetz zur Än-

derung der Bestimmungen zur Stromerzeugung 

aus Kraft-Wärme-Kopplung und zur Eigenversor-

gung“ in Kraft getreten. 

 

Zudem hat das Bundeswirtschaftsministerium 

weitere Vorhaben vorangetrieben: Mitte Dezem-

ber 2016 wurde ein Referentenentwurf für eine 

„Verordnung über die Registrierung energiewirt-

schaftlicher Daten“ vorgelegt, die erforderlich ist, 

damit das sog. Marktstammdatenregister in Kraft 

treten kann. Außerdem wurde Anfang Januar 

2017 ein Referentenentwurf für ein „Gesetz zur 

Modernisierung der Netzentgeltstruktur“ veröf-

fentlicht, durch das die sog. vermiedenen Netz-

entgelte ab dem Jahr 2021 stufenweise abge-

schafft werden sollen. 

 

Über diese Themen sowie das von der EU-

Kommission im November 2016 veröffentlichte 

„Winterpaket“ und aktuelle Rechtsprechung, die 

insbesondere in den Bereichen Kraft-Wärme-

Kopplung, Contracting und Energieeffizienz rele-

vant sind, berichten wir auf den folgenden Seiten. 
 

http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl116s3106.pdf
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl116s3106.pdf
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl116s3106.pdf
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl116s3106.pdf
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/V/verordnung-ueber-die-registrierung-energiewirtschaftlicher-daten.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/V/verordnung-ueber-die-registrierung-energiewirtschaftlicher-daten.pdf?__blob=publicationFile&v=4
http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/M-O/netzentgeltmodernisierung.pdf?__blob=publicationFile&v=8https://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/P-R/referentenentwurf-referentenentwurf-anhoerung-netzentgeltmodernisierunggesetz,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/M-O/netzentgeltmodernisierung.pdf?__blob=publicationFile&v=8https://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/P-R/referentenentwurf-referentenentwurf-anhoerung-netzentgeltmodernisierunggesetz,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
https://www.bmwi-energiewende.de/EWD/Redaktion/Newsletter/2016/22/Meldung/topthema.html
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TEIL 1: KRAFT-WÄRME-KOPPLUNG 

 

I. ANPASSUNG DES KWKG 2016 

 

Mit Wirkung zum 01.01.2017 ist das Gesetz zur 

Änderung der Bestimmungen zur Stromerzeu-

gung aus Kraft-Wärme-Kopplung (im Folgenden: 

KWKG 2017) und zur Eigenversorgung (im Fol-

genden: EEG 2017) in Kraft getreten. Die Ände-

rungen betreffen sowohl die KWK-Förderung und 

den Wälzungsmechanismus als auch die Ei-

genversorgung nach dem EEG.  

 

Am 24.10.2016 hat die EU-Kommission die beihil-

ferechtliche Genehmigung der KWK-Förderung 

nach dem KWKG 2016 erteilt. Damit ist das euro-

parechtliche Durchführungsverbot im Hinblick 

auf die Förderung nach dem KWKG 2016 entfal-

len und die KWK-Zuschläge nach dem 

KWKG 2016 können rückwirkend zum 

01.01.2016 an die Betreiber von KWK-Anlagen 

ausgezahlt werden.  

 

Im Hinblick auf die Änderungen des KWKG-

Wälzungsmechanismus und der Entlastung be-

stimmter Verbrauchergruppen im Rahmen der 

KWK-Umlage wurde das sog. Hauptprüfverfahren 

eingeleitet. Die beihilferechtliche Genehmigung 

der Umlageseite durch die EU-Kommission wird 

bis Sommer 2017 erwartet. 

 

1. DIE NEUEN REGELUNGEN ZUR KWK-FÖRDERUNG  

 

Die Änderungen durch das Anpassungsgesetz 

betreffen auf der Förderseite sowohl KWK-

Anlagen als auch Wärme- und Kältenetze und 

Wärme- und Kältespeicher.  

 

a. Förderung von KWK-Anlagen 

 

Die wesentlichste Änderung für KWK-Anlagen 

betrifft die Einführung von Ausschreibungen, 

durch die künftig die KWK-Förderung – insbe-

sondere die Höhe der Förderung – für Anlagen im 

Leistungsspektrum zwischen 1 MWel und 50 MWel 

ermittelt werden soll. Die Förderung von KWK-

Anlagen bis einschließlich 1 MWel und über 

50 MWel sowie von Bestandsanlagen in der öffent-

lichen Versorgung erfolgt demgegenüber weiter-

hin nach den festen Fördersätzen des § 7 bzw. des 

§ 13 KWKG 2016.  

 

Umstellung auf Ausschreibungen 

Die Ausschreibungspflicht betrifft ab dem 

01.01.2017 alle neuen und modernisierten KWK-

Anlagen zwischen 1 MWel und 50 MWel.  

 

Im Falle der Modernisierung müssen die Moder-

nisierungskosten zusätzlich die 50 %-Schwelle 

überschreiten, d. h. mindestens 50 % der hypo-

thetischen Neuerrichtungskosten betragen. Für 

eine Teilmodernisierung, bei der die Moderni-

sierungskosten nur die 25 %-Schwelle über-

schreiten, kann innerhalb des Leistungsspekt-

rums der Ausschreibungen (1 MWel bis 50 MWel) 

http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl116s3106.pdf
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl116s3106.pdf
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl116s3106.pdf
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl116s3106.pdf
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-16-3525_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-16-3525_de.htm
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künftig keine Förderung in Anspruch genommen 

werden. 

 

Die Ausschreibungen werden von der Bundes-

netzagentur (BNetzA) nach Maßgabe einer noch 

zu erlassenden Rechtsverordnung durchgeführt 

und sollen im Winter 2017/2018 beginnen, wobei 

das Ausschreibungsvolumen für das Jahr 2017 

100 MWel installierte KWK-Leistung und für die 

Jahre 2018 bis 2020 je 200 MWel installierte 

KWK-Leistung beträgt. Das Ausschreibungsvolu-

men kann pro Jahr um bis zu 50 MWel verringert 

oder erhöht bzw. – sofern zur Erreichung der 

Energie- und Klimaschutzziele der Bundesregie-

rung erforderlich – um bis zu 100 MWel erhöht 

werden.  

 

Die KWK-Förderung wird unter engen Vorausset-

zungen zudem für Anlagen im Staatsgebiet ande-

rer Mitgliedstaaten der Europäischen Union ge-

öffnet.  

 

Voraussetzung für eine Förderung ist neben dem 

Erhalt eines Ausschreibungszuschlags grundsätz-

lich, dass der gesamte in der Anlage erzeugte 

Strom in ein Netz der allgemeinen Versorgung 

eingespeist und nicht selbst verbraucht wird. Es 

wurde jedoch eine Verordnungsermächtigung 

aufgenommen, nach der abweichend auch vorge-

sehen werden kann, dass unter bestimmten Um-

ständen auch eine Einspeisung in ein geschlosse-

nes Verteilernetz ausreichen kann. Ferner besteht 

der Anspruch auf Zuschlagszahlungen nur, wenn 

der Betreiber der KWK-Anlage für den Strom aus 

der Anlage kein Entgelt für dezentrale Einspei-

sung (sog. „vermiedene Netzentgelte“) erhält. Im 

Hinblick auf die Inanspruchnahme einer 

Stromsteuerbefreiung erfolgt ein Abzug der 

Stromsteuerbefreiung von der KWK-Förderung. 

Schließlich müssen die allgemeinen Fördervo-

raussetzungen für KWK-Anlagen erfüllt sein.  

 

Innovative KWK-Systeme 

Darüber hinaus wird eine neue Förderkategorie 

der innovativen KWK-Systeme eingeführt. Die 

Höhe der Förderung für diese wird ebenfalls 

durch – separate – Ausschreibungen ermittelt. In 

den Begriffsbestimmungen werden innovative 

Systeme als „besonders energieeffiziente und 

treibhausgasarme Systeme, in denen KWK-Anlagen 

in Verbindung mit hohen Anteilen von Wärme aus 

erneuerbaren Energien KWK-Strom und Wärme 

bedarfsgerecht erzeugen oder umwandeln“ defi-

niert. In der Begründung wird weiter ausgeführt, 

dass diese „über die bisherigen Standards im 

KWKG hinaus[gehen] und […] nach diesem auf-

grund höherer Kosten bislang nicht darstellbar 

[waren].“ Als Beispiel wird ein Systemverbund 

aus erdgasbefeuerten KWK-Anlagen und Techno-

logien zur Bereitstellung von Wärme auf der Basis 

von Erneuerbaren Energien und Umweltwärme 

genannt. Weitere Einzelheiten zu dieser Förde-

rung, u. a. eine nähere Eingrenzung, welche Kom-

ponenten als Bestandteile eines innovativen 

KWK-Systems in Frage kommen, und die Abgren-

zung von bestehenden Förderinstrumenten, sol-

len in der Verordnung nach § 33b KWKG 2017 

erfolgen. Zunächst wird nur ein geringer Anteil 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/102/1810209.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/__33b.html
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des Ausschreibungsvolumens für innovative Sys-

teme vorgesehen werden, da Letztere einen Pi-

lotcharakter haben und zunächst erste Erfahrun-

gen gesammelt werden sollen. 

 

Bestandsanlagenförderung nach § 13 KWKG 

Große Auswirkungen insbesondere für industriel-

le KWK-Anlagen hat auch die Ergänzung, dass die 

Anschlussförderung für Bestandsanlagen nach 

§ 13 KWKG 2017 nur für KWK-Anlagen gilt, die 

der Lieferung nicht nur von Strom, sondern auch 

von Wärme an „Dritte“ dienen.  

 

Neuer Verklammerungsbegriff 

Bei der Verklammerungsregelung wurde das Kri-

terium „der unmittelbaren Verbindung zwischen 

den Anlagen“ gestrichen, wodurch eine Anpas-

sung an die Bestimmung in § 24 Abs. 1 EEG 2017 

erreicht, eine einheitliche Auslegung des Begriffs 

gewährleistet und eine Umgehung der Grenze für 

die Einführung von Ausschreibung verhindert 

werden soll.  

 

In zeitlicher Hinsicht bleibt es dabei, dass eine 

Aufnahme des Dauerbetriebes der verschiedenen 

Anlagen mit Abstand von zwölf Monaten erfor-

derlich ist, um der Verklammerung zu entgehen. 

Es gibt eine Übergangsregelung für den Ver-

klammerungstatbestand.  

 

Registrierung im Marktstammdatenregister 

Mit dem neu eingefügten § 13a KWKG 2017 wird 

die Registrierung von KWK-Anlagen im Markt-

stammdatenregister eine Zuschlagsvoraussetzung 

für Strom aus KWK-Anlagen. Allerdings wurde die 

Sanktionshöhe im Fall der Versäumung einer 

vollständigen Registrierung einer KWK-Anlage im 

Marktstammdatenregister vom ursprünglich voll-

ständigen Entfallen des KWK-Zuschlags auf eine 

Reduzierung der Zuschlagszahlung um 20 % für 

den Zeitraum des Regelverstoßes abgemildert. 

Das Register ist erst nach Inkrafttreten der Ver-

ordnung nach § 111f EnWG Fördervoraussetzung. 

 

Übergangsbestimmungen für die Ausschrei-

bungen 

Die Übergangsbestimmung in § 35 Abs. 14 

KWKG 2017 sieht Ausnahmentatbestände vor, 

wonach in gewissen Fällen die Ausschreibungs-

pflicht noch nicht greift und die Anlagen weiter-

hin nach den festen Fördersätzen gemäß § 7 

KWKG 2016/2017 gefördert werden können.  

 

Zusätzlich zu den Voraussetzungen der Ausnah-

meregelung muss die Aufnahme des Dauerbe-

triebs der KWK-Anlage bis zum 31.12.2018 erfol-

gen. Schließlich ist innerhalb von zwei Wochen 

nach Bekanntgabe der ersten Ausschreibung eine 

schriftliche Erklärung gegenüber der BNetzA er-

 

http://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/__13.html
http://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/__13a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/enwg_2005/__111f.html
http://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/__35.html
http://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/__35.html
http://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/__7.html
http://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/__7.html
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forderlich, mit der auf den Anspruch auf Zu-

schlagzahlung nach § 8a Abs. 2 KWKG 2017 ver-

zichtet wird.  

 

b. Förderung von Wärme- und Kältenetzen 

 

Auch in Bezug auf die Förderung von Wärme- und 

Kältenetzen erfährt das KWKG 2016 durch das 

Anpassungsgesetz einige Änderungen. 

 

Anpassung des vorgegebenen Anteils an KWK-

Wärme 

In § 18 Abs. 1 KWKG 2017 werden Anpassungen 

des vorgebebenen Anteils an KWK-Wärme vorge-

nommen: Bisher mussten mindestens 60 % der 

Wärme aus KWK-Anlagen stammen bzw. aus in-

dustrieller Abwärme oder Wärme aus Erneuerba-

ren Energien, solange ein Mindestanteil von 25 % 

aus KWK-Anlagen nicht unterschritten wird. Der 

Anteil von 60 % wird auf 75 % erhöht, wenn aus-

schließlich auf Wärme aus KWK-Anlagen abge-

stellt wird. Bei der Versorgung mit einer Kombi-

nation aus KWK-Wärme, Wärme aus Erneuerba-

ren Energien und industrieller Abwärme reicht 

nun entsprechend der Vorgabe der Richtlinie ein 

Anteil von 50 %, was eine leichte Absenkung der 

Anspruchsvoraussetzungen gegenüber den bishe-

rigen bedeutet. Es bleibt aber bei dem Mindestan-

teil vom 25 % Wärme aus KWK-Anlagen. 

 

Darlegung der Fördernotwendigkeit 

Betreiber von Wärme- und Kältenetzen müssen 

künftig bei Antragstellung gegenüber dem BAFA 

zusätzlich die Fördernotwendigkeit des Vorha-

bens nachweisen. Diese Regelung geht ausweis-

lich der Gesetzesbegründung auf beihilferechtli-

che Bestimmungen zurück und soll gewährleis-

ten, dass keine Förderung für ohnehin wirtschaft-

liche Vorhaben gewährt wird und die nach dem 

KWKG gewährten Zuschlagszahlungen nicht zu 

einer Überförderung führen.  

 

Übergangsbestimmungen 

In den Übergangsbestimmungen wird für die An-

sprüche der Wärme- und Kältenetzbetreiber auf 

Zuschlagszahlung – wie bereits im KWKG 2016 – 

auf den Zeitpunkt der Antragstellung abgestellt: 

Um noch unter das Förderregime des KWKG 2016 

in seiner ursprünglichen Fassung zu fallen, insbe-

sondere im Hinblick auf den hiernach vorgegebe-

nen Anteil an KWK-Wärme von lediglich 60 %, 

musste der vollständige Antrag auf Zulassung bis 

zum 31.12.2016 beim BAFA eingegangen sein. 

Projekte, für die diese Frist nicht eingehalten 

werden konnte und für die der Antrag erst 2017 

gestellt wird, fallen unter die Neuregelung.  

 

c. Förderung von Speichern 

 

Die einzige Änderung in Bezug auf die Förderung 

von Speichern ist die Darlegung der Fördernot-

wendigkeit, die künftig auch bei der Stellung ei-

nes Antrags auf Zulassung für den Neubau oder 

die Umrüstung von Wärme- und Kältespeichern 

erforderlich ist. Insofern gilt das soeben im Hin-

blick auf Netze Gesagte. Diese Darlegungspflicht 

gilt ebenfalls für alle Anträge, die nach dem 

http://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/__8a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/__18.html
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31.12.2016 gestellt werden, da es keine Über-

gangsbestimmung gibt, die dies ausschließt. 

 

d. Clearingstelle 

 

Schließlich wurde mit dem neuen § 32a 

KWKG 2017 die Möglichkeit zur Errichtung ei-

ner Clearingstelle entsprechend dem EEG ge-

schaffen. Die Zuständigkeiten, Aufgaben und 

Verfahren zur Streitbeilegung der KWKG-

Clearingstelle orientieren sich eng an denen der 

EEG-Clearingstelle.  

 

2. DIE KÜNFTIG GELTENDEN REGELUNGEN ZUR 

KWK-UMLAGE-ENTLASTUNG  

 

Auch der Wälzungsmechanismus der KWK-

Umlage erfährt durch das Anpassungsgesetz eini-

ge Änderungen mit dem Ziel eine beihilferechts-

konforme Regelung zu schaffen.  

 

Was gilt ab dem Jahr 2017? 

Unverändert wird für die erste verbrauchte Gi-

gawattstunde gegenüber allen Letztverbrauchern 

die volle KWK-Umlage abgerechnet (bisher: 

Letztverbrauchergruppe A). Ab dem 01.01.2017 

beträgt diese volle KWK-Umlage nach der Veröf-

fentlichung der Übertragungsnetzbetreiber vom 

25.10.2016 nun auch im Gesetz festgeschrieben 

0,438 ct/kWh. Die bisherigen Letztverbraucher-

gruppen B und C bestehen seit dem 01.01.2017 

nicht mehr. 

 

Wichtig ist im Hinblick auf sämtliche Privilegie-

rungen vor allem der neu eingefügte § 35 Abs. 12 

KWKG 2017, der ausdrücklich vorgibt, dass die 

Begrenzung der KWK-Umlage nach den §§ 27 bis 

27c KWKG 2017 erst „nach der beihilferechtli-

chen Genehmigung durch die EU-Kommission 

und nur nach Maßgabe der beihilferechtlichen 

Genehmigung“ erfolgen darf.  

 

Wer wird privilegiert?  

Stromkostenintensive Unternehmen werden 

privilegiert, wenn sie die Voraussetzungen zur 

Inanspruchnahme der Besonderen Ausgleichsre-

gelung nach den §§ 63 ff. EEG 2017 erfüllen und 

über einen abnahmestellenbezogenen Begren-

zungsbescheid des Bundesamtes für Wirtschaft 

und Ausfuhrkontrolle (BAFA) nach § 64 EEG 2017 

für Strom verfügen, den sie selbst verbrauchen. 

Die von einem stromkostenintensiven Unterneh-

men an Dritte weitergeleitete Strommenge wird 

nur privilegiert, wenn es sich bei dem Dritten 

ebenfalls um ein stromkostenintensives Unter-

nehmen mit Begrenzungsbescheid an der jeweili-

gen Abnahmestelle handelt.  

 

Die neu eingeführte Privilegierung für Strom-

speicher erstreckt sich auf Strom, der zum Zweck 

der Zwischenspeicherung in einem elektrischen, 

chemischen, mechanischen oder physikalischen 

Stromspeicher verbraucht wird. Durch die Rege-

lung soll eine Doppelbelastung von Stromspei-

chern mit der KWK-Umlage ausgeschlossen wer-

den, soweit der Strom zunächst in den Stromspei-

http://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/__32a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/__32a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/__35.html
http://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/__35.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/BJNR106610014.html#BJNR106610014BJNG001500000
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__64.html
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cher eingespeist und sodann von einem weiteren 

Letztverbraucher verbraucht wird.  

 

Darüber hinaus erhalten Anlagen, die aus-

schließlich Strom mit Kuppelgasen (dies sind 

nach § 103 Abs. 2 EEG 2017 Gichtgas, Konverter-

gas oder Kokereigas) nach § 104 Abs. 2 EEG 2017 

erzeugen, eine Begrenzung der KWK-Umlage, 

wenn das Unternehmen einer Branche nach Lis-

te 1 der Anlage 4 des EEG 2017 zuzuordnen ist 

und ein zertifiziertes Energie- und Umweltmana-

gementsystem betreibt. Schließlich gibt es einen 

Privilegierungstatbestand für Schienenbahnen.  

 

Wer ist zuständig? 

Zuständig für die Erhebung der KWK-Umlage ist 

grundsätzlich der Netzbetreiber (Betreiber 

von Netzen der allgemeinen Versorgung und 

von geschlossenen Verteilernetzen) und nur 

im Ausnahmefall der Übertragungsnetzbetreiber. 

Die Ausnahmen betreffen die Abwicklung der 

KWK-Umlage bei stromkostenintensiven Unter-

nehmen sowie bei Schienenbahnen. 

 

 

Was gilt für das Jahr 2016? 

Maßgebliche Regelungen enthält das Gesetz zur 

Frage der Übergangsbestimmungen zur Begren-

zung der KWK-Umlage und dort insbesondere zur 

Nachzahlungspflicht bezüglich der KWK-

Umlage im Jahr 2016.  

 

Die Übergangsregelung in § 37 Abs. 3 KWKG 2017 

ordnet an, dass die Meldepflicht für selbstver-

brauchte Strommengen für Letztverbraucher 

der Gruppen B und C bis zum 01.04.2017 an-

zuwenden ist. Daraus folgt, dass bei Erfüllung der 

Meldepflicht eine Abrechnung für 2016 nach den 

Letztverbrauchergruppen B und C möglich ist. 

 

Nach der Übergangsbestimmung besteht keine 

Nachzahlungspflicht für die Letztverbraucher-

gruppe B. Für Unternehmen der Letztverbrau-

chergruppe C gilt folgendes: Für die im Jahr 2016 

bezogene und selbstverbrauchte Strommenge an 

Abnahmestellen, die keinen Begrenzungsbescheid 

nach §§ 61 ff. EEG 2017 erhalten haben und die 

nach dem KWKG 2016 eine Begrenzung der KWK-

Umlage auf 0,03 ct/kWh in Anspruch genommen 

haben oder hätten können, beträgt die KWK-

Umlage 0,056 ct/kWh, wenn und soweit durch 

die Privilegierung in den Jahren 2014 bis 2016 

die Begünstigung des Letztverbrauchers sowie 

der mit ihm verbundenen Unternehmen den Wert 

von insgesamt 160.000 Euro überstiegen hat.  

 

Die Nachzahlungspflicht betrifft damit ausdrück-

lich nur Unternehmen der Letztverbraucher-

gruppe C, die die vorgenannten Voraussetzungen 

 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__103.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__104.html
http://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/__37.html
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erfüllen. Für die Letztverbraucher der Gruppe C, 

die die obigen Voraussetzungen nicht erfüllen, 

besteht somit keine Nachzahlungspflicht.  

 

Nach der sog. Verdopplungsgrenze darf sich für 

Letztverbraucher, die im Jahr 2016 berechtigt 

gewesen wären, für den Jahresverbrauch an einer 

Abnahmestelle eine Begrenzung der KWK-Umlage 

in Anspruch zu nehmen, die KWK-Umlage in den 

Jahren 2017 und 2018 lediglich auf die im 

KWKG 2017 festgeschriebenen Werte erhöhen 

(bspw. für 2017: 0,08 ct/kWh für Letztverbrau-

cher mit Begrenzung auf 0,04 ct/kWh und 

0,06 ct/kWh für Letztverbraucher mit Begren-

zung auf 0,03 ct/kWh). Allerdings müssen dieje-

nigen, die diese Begünstigung in Anspruch neh-

men wollen, dem zuständigen Netzbetreiber bis 

zum 31.03. die für das jeweils vorangegangene 

Kalenderjahr aus dem Netz bezogenen und 

selbstverbrauchten Strommengen melden. Dies 

gilt ohnehin für die weiterhin nach Letztverbrau-

chergruppen B und C abzurechnende 

§ 19 StromNEV-Umlage und Offshore-

Haftungsumlage. 

 

II. REFERENTENENTWURF ZUR MARKT-

STAMMDATENREGISTERVERORDNUNG 

 

Das BMWi hat am 13.12.2016 einen Referenten-

entwurf zur Marktstammdatenregisterverord-

nung veröffentlicht und den Ländern und Ver-

bänden zur Anhörung übermittelt. Die Verord-

nung dient der Umsetzung der mit dem Strom-

marktgesetz ins Energiewirtschaftsgesetz aufge-

nommenen grundlegenden gesetzlichen Regelun-

gen zur Einführung des Marktstammdatenregis-

ters, das künftig erhebliche Anforderungen an alle 

Netzbetreiber stellt. Die Verordnung ist erforder-

lich, damit das Marktstammdatenregister 2017 in 

Kraft treten kann. Das BMWi nennt inzwischen 

den 01.05.2017 als Datum für die vollständige 

Inbetriebnahme des Registers. 

 

Die Inhalte der Verordnung sind vor dem Hinter-

grund der bereits seit zwei Jahren laufenden Kon-

sultationen bei der BNetzA nicht überraschend. 

Bemerkenswert ist dennoch, dass durch die im 

Entwurf vorgesehene rechtliche Ausgestaltung 

das besondere Gewicht deutlich wird, dass das 

Marktstammdatenregister als – so die Verord-

nungsbegründung wörtlich – „das zentrale Regis-

ter der Energiewirtschaft“ haben soll.  

 

Einige wichtige Punkte aus dem Entwurf:  

¶ Fast alle Verstöße gegen Melde- und Prüf-

pflichten stellen nach § 18 Ordnungswid-

rigkeiten dar und sind bußgeldbewährt. Be-

troffen sind etwa die Registrierungspflicht 

als Marktakteur, die Meldepflicht von Ände-

rungen eingetragener Daten und die Netz-

betreiberprüfpflichten.  

¶ Netzbetreiber werden verpflichtet, alle an 

ihr Netz angeschlossenen Betreiber von 

EEG-Anlagen, die vor dem 01.05.2017 in 

Betrieb genommen worden sind und Be-

treiber von KWK-Anlagen, die eine KWKG-

Förderung erhalten und vor dem 

01.01.2017 in Betrieb genommen worden 

http://www.derenergieblog.de/wp-content/uploads/161213-MaStRV.pdf
http://www.derenergieblog.de/wp-content/uploads/161213-MaStRV.pdf
http://www.derenergieblog.de/wp-content/uploads/161213-MaStRV.pdf
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sind, mit den Jahresrechnungen 2017 und 

2018 auf deren Meldepflichten nach dem 

Marktstammdatenregister hinzuweisen.  

¶ Die §§ 20 und 22 Abs. 6 des Verordnungs-

entwurfs regeln, dass die Förderansprüche 

von neuen und bestehenden EEG- und 

KWK-Anlagen so lange nicht fällig werden, 

bis die erstmalige Datenverantwortungs-

übernahme erfolgte, bzw. neue Anlagen 

erstmalig registriert sind. Dagegen verrin-

gert sich nach § 13a KWKG 2017 „[d]ie Höhe 

der Zuschlagzahlung […] um 20 Prozent, so-

lange Anlagenbetreiber die zur Registrie-

rung der Anlage erforderlichen Angaben 

nicht nach Maßgabe der Rechtsverordnung 

nach § 111f des Energiewirtschaftsgesetzes 

übermittelt haben.“ 

 

III. REGIERUNGSENTWURF FÜR NETZENT-

GELTMODERNISIERUNGSGESETZ 

 

Am 04.11.2016 hat das BMWi einen Referenten-

entwurf für ein „Gesetz zur Modernisierung der 

Netzentgeltstruktur“ (Netzentgeltmodernisie-

rungsgesetz, im Folgenden: NEMoG) vorgelegt. 

Hintergrund der geplanten Neuregelungen ist 

(vgl. schon Weißbuch des Ministeriums „Ein 

Strommarkt für die Energiewende“, Juli 2015), 

dass aus Sicht des BMWi der Anstieg dezentraler 

Erzeugung insbesondere in lastschwächeren Ge-

bieten dazu führt, dass dezentrale Erzeugung 

zunehmend sogar Netzkosten veranlasst und per-

spektivisch in immer geringeren Maße einspart. 

Aus diesem Grund wird eine Reform des Entgelts 

für dezentrale Einspeisung, sog. vermiedene 

Netzentgelte (im Folgenden: vNNE), für erforder-

lich erachtet. Zum anderen stellt das Ministerium 

fest, dass die Verursachung von Netzkosten in 

immer geringeren Maße einem bestimmten Über-

tragungsnetzbetreiber zugeordnet werden könne. 

Deshalb sei es als Teil der Energiewende ange-

messen, jetzt die Möglichkeit zu schaffen, dass 

hier in der Zukunft der Verordnungsgeber rea-

giert und ein einheitliches Übertragungsnetzbe-

treiberentgelt vorgibt.  

 

Der Gesetzesentwurf sollte ursprünglich am 

18.01.2017 vom Kabinett beschlossen werden, 

wobei das BMWi in Arbeitsentwürfen von Anfang 

Januar 2017 die vorgesehene Einführung eines 

einheitlichen Netznutzungsentgelts auf Übertra-

gungsnetzebene zunächst wieder gestrichen hat-

te. Hierauf hatten Bundesländer wie Schleswig-

Holstein, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-

Vorpommern, die sich stark für den Ausbau der 

Windenergie engagieren, empört reagiert. 

 

Der am 25.01.2017 verabschiedete Regierungs-

entwurf beschränkt sich lediglich auf die – stu-

fenweise – Abschaffung der vNNE ab 2021. Diese 

stellt sich wie folgt dar:  

 

Bis zum Jahr 2021 sollen die vNNE für eingespeis-

ten Strom weiterhin an den Anlagenbetreiber 

ausgezahlt werden. Die Netzentgelte, die zur Be-

rechnungsgrundlage der vNNE dienen, sollen 

jedoch dauerhaft auf dem Niveau vom 31.12.2015 

eingefroren werden.  

http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/Publikationen/weissbuch,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/Publikationen/weissbuch,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
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Während für Strom aus neuen dezentralen Erzeu-

gungsanlagen, die erst ab 2021 in Betrieb ge-

nommen werden, von vorneherein keine vNNE 

ausgezahlt werden sollen, sollen die vNNE für 

Strom aus bestehenden Anlagen/Bestands-

anlagen nach dem Gesetzentwurf ab 2021 jährlich 

um zehn % abgeschmolzen werden. Das bedeutet, 

dass ab dem Jahr 2030 Betreiber von dezentralen 

Anlagen überhaupt keine vNNE mehr in Anspruch 

nehmen können. Für Anlagen mit volatiler Erzeu-

gung (Wind und PV) sollen diese Vorgaben be-

reits ab 2018 gelten. 

 

Unklar ist, wie diese Regelung für die Fälle von 

Modernisierungen zu bewerten ist, wenn nach 

der Modernisierung eine „Wiederaufnahme des 

Dauerbetriebs“ stattfindet.  

Zu beachten ist auch, dass durch § 8a Abs. 4 

KWKG 2017, nach dem Anlagen, die an Aus-

schreibungen teilnehmen wollen, keine vNNE in 

Anspruch nehmen dürfen, ausweislich der Geset-

zesbegründung „kein Präjudiz für anstehende Dis-

kussionen zu einer umfassenden Reform der 

Netzentgeltsystematik geschaffen“ wird. 

 

TEIL 2: CONTRACTING 

 

I. EIGENVERSORGUNG NACH ANGEPASSTEM 

EEG 2017 

 

Die EEG-Eigenversorgung hat mit dem „Ände-

rungspaket“ eine beachtliche Anzahl neuer Best-

immungen erhalten – auch wenn einige Regelun-

gen aus § 61 EEG 2014 lediglich unter neuer 

Überschrift im neuen Rechtsrahmen geführt wer-

den (§§ 61 bis 61k EEG 2017). Hervorzuheben 

sind insbesondere die Neuregelung für die Mo-

dernisierung von Bestandsanlagen und die neuen 

Informations- und Meldepflichten. 

Für die sogenannte Modernisierung jeglicher Be-

standsanlagen markiert der 31.12.2017 einen 

wichtigen Stichtag. „Leistungserhöhende“ Moder-

nisierungen, d. h. solche Erweiterungen, Erneue-

rungen oder Ersetzungen, die mit eine Erhöhung 

der Leistungskapazität der Bestandsanlage um 

maximal 30 % verbunden sind, können bestands-

schutzwahrend nur noch bis zum 31.12.2017 

vorgenommen werden. Nach dem Stichtag ist dies 

nur noch unter der Einschränkung möglich, dass 

die Leistungskapazität nicht mehr erhöht und der 

erzeugte Eigenstrom mit 20 %der EEG-Umlage 

grundsätzlich belastet sein wird. 

 

Mit § 3 Nr. 43a EEG 2017 soll das im BNetzA-

Leitfaden entwickelte Verständnis von der 

Stromerzeugungsanlage offenbar kodifiziert wer-

den. Auch wenn nicht wörtlich auf den Generator 

abgestellt wird, so verweist doch die Begründung 

an mehreren Stellen explizit auf den BNetzA-

Leitfaden. Die neue Begriffsdefinition ist maßgeb-

lich für die Reichweite des Bestandsschutzes bei 

der sog. Modernisierung, wie sie bislang in § 61 

Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 EEG 2014 geregelt war. Nach 

der gesetzlichen Begründung ist die Modernisie-

rung nämlich nur dann gegeben, wenn eine „sub-

stantielle“ Modernisierung vorliegt, was in An-

lehnung an die Rechtsauffassung der BNetzA nur 

http://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/__8a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/kwkg_2016/__8a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__3.html
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dann der Fall ist, wenn der Generator der Be-

standsanlage ersetzt oder erneuert wurde.  

 

Der Grundsatz, dass alle Bestandsanlagen nach 

dem 31.12.2017 im Falle der substantiellen Mo-

dernisierung mit 20 % der EEG-Umlage belastet 

werden, sieht umfangreiche Ausnahmen vor. Die 

Pflicht zur Zahlung von EEG-Umlage für Eigen-

strom entfällt vollständig, wenn eine moderni-

sierte Bestandsanlage zum Zeitpunkt der Moder-

nisierung (auch nach dem Stichtag des 

31.12.2017) noch der handelsrechtlichen Ab-

schreibung oder der Förderung nach dem EEG 

unterlegen hätte. Darüber hinaus werden Be-

standsanlagenbetreiber trotz Modernisierung 

nach dem 31.12.2017 vollständig von der EEG-

Umlage befreit, wenn sie ihre handelsrechtlich 

noch nicht vollständig abgeschriebene Bestands-

anlage von der Erzeugung auf Basis von Stein- 

oder Braunkohle auf die CO2-ärmeren Brennstoffe 

Gas oder Erneuerbare Energien umstellen.  

 

Neue Informations- und Meldepflichten gibt es 

ebenfalls für die Eigenversorger. In Bezug auf 

endabrechnungsrelevante Eigenversorgungs-

mengen ist das nicht neu. Neu ist vielmehr die 

Übermittlungspflicht für Basisangaben in Sinne 

des § 74a Abs. 1 EEG 2017, die nunmehr auch 

Betreiber von Bestandsanlagen zum 28.02. bzw. 

zum 31.05. trifft. Zu den Basisangaben zählen 

unter anderem Auskünfte über den Zeitraum, den 

Umfang und die rechtliche Grundlage der EEG-

Umlagebefreiung. Bei Verstoß gegen die neue 

Meldepflicht droht die Erhöhung der EEG-Umlage 

um 20 %-Punkte. Eine neue Meldepflicht gegen-

über der BNetzA trifft künftig solche Eigenerzeu-

ger und Eigenversorger, deren EEG-

Umlagebefreiung im Kalenderjahr 500.000 Euro 

oder mehr beträgt. 

 

Geregelt wurden u. a. auch die Rechtsnachfolge im 

Erbfall, bei Verkauf sowie bei sonstiger Übertra-

gung von (Bestands-)Anlageneigentum und ein 

Leistungsverweigerungsrecht zur Zahlung der 

EEG-Umlage bei Eigenversorgungsanlagen, die 

von Betreibermehrheiten betrieben werden. 

 

II. ERLEICHTERTER ZUGANG ZUR BESONDE-

REN AUSGLEICHSREGELUNG FÜR EI-

GENVERSORGER 

 

Die ebenfalls neue Regelung des § 64 Abs. 5a 

EEG 2017 ermöglicht auch Unternehmen mit grö-

ßeren Mengen nicht EEG-umlagepflichtigen 

Stroms den Zugang zur Besonderen Aus-

gleichsregelung. Dies betrifft insbesondere Ei-

genversorger, die häufig die erforderliche 

Stromkostenintensität alleine deswegen nicht 

 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__74a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__64.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__64.html
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erreichen, weil nach bisheriger Rechtslage nur die 

umlagepflichtigen Strommengen in die Berech-

nung mit einbezogen werden. Diese erhalten nun 

eine Wahlmöglichkeit: Entweder sie stellen mit 

der gesamten verbrauchten Strommenge den 

Antrag für die Besondere Ausgleichsregelung und 

zahlen dann für die gesamte Strommenge die 

durch den Bescheid des BAFA begrenzte EEG-

Umlage, unabhängig davon, ob die Strommenge 

nach den §§ 60 ff. EEG 2017 anteilig oder nicht 

umlagepflichtig ist. Andernfalls, d. h. sofern ein 

Unternehmen auf einen Antrag verzichtet oder 

dieser negativ beschieden wird, gilt weiterhin die 

Differenzierung zwischen vollständig EEG-

umlagefreier Strommenge und der Strommenge 

mit nach BesAR begrenzter EEG-Umlagepflicht. 

 

III. PV-MIETERSTROM-VERORDNUNG 

 

Bei der Belieferung von Mietern mit im Objekt 

erzeugtem Strom fällt die EEG-Umlage an. Dieser 

Belastung widmet sich der § 95 Nr. 2 EEG 2017, 

der eine Ermächtigungsgrundlage zur Förderung 

von PV-Mieterstrom vorsieht. Diese Verordnung 

soll eine Gleichstellung von Eigenversorgungs-

modellen mit PV-Mieterstrommodellen regeln. 

Vorgesehen ist die Reduzierung der EEG-Umlage 

bei dezentraler Stromversorgung durch Mieter-

strom aus PV-Anlagen mit einer installierten Leis-

tung von unter 500 Kilowatt.  

 

Ob und wann diese Verordnung tatsächlich 

kommt, bleibt abzuwarten. Denn am 24.01.2017 

hat das BMWi die Ergebnisse ihrer Studie (von 

Prognos u. a. erstellt) vorgestellt, wonach eine 

direkte Förderung in Form einer Vergütung für 

Mieterstrom, der die Kostenunterschiede ver-

schiedener Anlagengrößenklassen aufgreift noch 

zielgenauer und besser steuerbar sei. Damit wür-

de zudem die Fördersystematik von KWK- und 

PV-Anlagen für Mieterstrom vereinheitlicht. Al-

lerdings bedarf es hierfür einer erneuten gesetzli-

chen Anpassung des EEG 2017. 

 

TEIL 3: ENERGIEEFFIZIENZ 

 

I. DAS GEBÄUDEENERGIEGESETZ KOMMT 

 

Mit dem neuen Gesetz zur Einsparung von Ener-

gie und zur Nutzung Erneuerbarer Energien zur 

Wärme und Kälteerzeugung in Gebäuden (Gebäu-

deenergiegesetz, im Folgenden: GEG) wird das 

Energieeinsparrecht für Gebäude strukturell neu 

konzipiert und vereinheitlicht. Es führt das Ener-

gieeinsparungsgesetz (EnEG), die Energieein-

sparverordnung (EnEV) und das Erneuerbare-

Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) in einem 

Gesetz zusammen.  

 

Hier findet sich erstmalig eine Verordnungser-

mächtigung für die künftige Festlegung der Pri-

märenergiefaktoren. Zur Umsetzung von Art. 9 

der EU-Gebäudeenergieeffizienzrichtlinie wird 

zudem der Niedrigstenergiegebäudestandard für 

neue Nichtwohngebäude festgelegt, die im Eigen-

tum der öffentlichen Hand stehen und von Behör-

den genutzt werden sollen (Nichtwohngebäude 

der öffentlichen Hand). Da die Umsetzung der EU-

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__95.html
http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2017/20170124-studie-mieterstrom.html
http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Gesetze/energieeinsparung_referentenentwurf_bf.pdf
http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Gesetze/energieeinsparung_referentenentwurf_bf.pdf
http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Gesetze/energieeinsparung_referentenentwurf_bf.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/eneg/BJNR018730976.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eneg/BJNR018730976.html
http://www.gesetze-im-internet.de/enev_2007/BJNR151900007.html
http://www.gesetze-im-internet.de/enev_2007/BJNR151900007.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eew_rmeg/BJNR165800008.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eew_rmeg/BJNR165800008.html
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32010L0031&from=DE
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Richtlinie in nationales Recht bis zum 31.12.2016 

geschuldet war, ist davon auszugehen, dass das 

GEG – unabhängig von der Bundestagswahl – sehr 

kurzfristig auf den Weg gebracht wird. Der Nied-

rigstenergiegebäudestandard für den privaten 

Neubau ist in einer zweiten Stufe rechtzeitig vor 

2021 festzulegen. 

 

II. NEUE EUROPARECHTLICHE VORGABEN 

 

Saubere Energie für ganz Europa! Energy effi-

ciency first! – unter dieser Überschrift hat die EU 

Kommission am 30.11.2016 den Inhalt des lang 

erwarteten und im Vorfeld heiß diskutierten 

„Winterpakets“ veröffentlicht. Dieses rund tau-

sendseitige Werk könnte den Energieregulie-

rungsrahmen für alle betroffenen Marktakteure 

stark verändern; es adressiert u. a. Themenberei-

che der Erneuerbaren Energien, des neuen 

Strommarktdesigns, des Strombinnenmarktes, 

der Sicherheit der Stromversorgung, sog. Gover-

nance rules für die europäische Energieunion und 

nicht zuletzt die Energieeffizienz. Des Weiteren 

sind darin die Vorschläge der Kommission zum 

Ecodesign, zur Strategie im Sektor connected and 

automated mobility und Richtlinien zur Energieef-

fizienz im Gebäudesektor vorzufinden. Das er-

klärte Ziel dabei ist, notwendige Anpassungen im 

EU-Regulierungsrahmen vorzunehmen, um die 

gesetzten Klimaziele von Paris schneller zu errei-

chen. Die Mechanismen zum Erreichen der Ziele 

sollen dabei vervielfältigt und durch Investitionen 

aus dem öffentlichen und privaten Sektor ange-

kurbelt werden. Eine größere Rolle ist dabei dem 

Endverbraucher zugedacht, der vermehrt als ein 

proaktiver Marktteilnehmer einbezogen wird. 

 

Der Entwurf der EU-Kommission zur neuen 

Energieeffizienzrichtlinie (EEffRL-E) sieht eine 

Erhöhung des Energieeffizienz-Ziels auf rund 

30 % bis 2030 als bindende Vorgabe vor. 

 

Die Energieeinsparungen können nach den Vor-

gaben der EEffRL-E unter der Heranziehung von 

entweder Energieeffizienzverpflichtungssysteme 

(energy efficiency obligation scheme) oder durch 

alternative Maßnahmen oder auch durch eine 

Kombination beider erreicht werden.  

 

Wichtige Neuerungen zur KWK ergeben sich zum 

Einspeisevorrang zur Spitzenkappung und zum 

Einspeisemanagement. Für Neuanlagen, die 

nach Inkrafttreten der neuen Regeln in Betrieb 

genommen werden, fällt der Einspeisevorrang 

weg. Nur neue Erneuerbare- und KWK-Anlagen 

mit einer Kapazität von weniger als 250 kW sol-

len auch nach den neuen Regeln vorrangig ins 

Netz einspeisen dürfen. 

 

Die Bestandsschutzregelung bleibt davon jedoch 

unberührt: die Anlagen, die vor dem Inkrafttreten 

der Verordnung in Betrieb genommen worden 

sind und gemäß der bis zu diesem Zeitpunkt gül-

tigen Rechtslage vom Einspeisevorrang profitiert 

hätten, sind von diesen Bestimmungen nicht be-

troffen. Der Einspeisevorrang entfällt aber bei 

einer wesentlichen Änderung der Anlage, spätes-

tens wenn ein neuer Anschluss gebraucht wird.  

https://ec.europa.eu/energy/en/news/commission-proposes-new-rules-consumer-centred-clean-energy-transition
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Wer in Zukunft Strom aus erneuerbaren Quellen 

oder KWK gewinnt, kann sich nicht darauf verlas-

sen, diesen auch vollständig ins Netz einspeisen 

zu können. Künftig darf die Netzplanung bei Ver-

abschiedung der Neuregelungen eine Abregelung 

von bis zu 5 % der Erneuerbare- und KWK-

Kapazitäten einkalkulieren, wo dies wirtschaftlich 

günstiger ist. Ein Ausbau für die letzte kWh ist 

daher nicht mehr zu erwarten. 

 

Redispatching und Einspeisemanagement sol-

len künftig anhand von Marktmechanismen statt-

finden. Wo dies nicht möglich ist, werden Erneu-

erbare- und KWK-Analgen privilegiert. Eine Ab-

regelung soll nachrangig zu sonstigen Optionen 

erfolgen. 

Die Netzbetreiber sollen zudem jährlich über die 

Abregelung oder den negativen Redispatch von 

EE- oder hocheffizienten KWK-Anlagen und die 

Maßnahmen zu ihrer Minderung berichten. Zu-

dem sollten Netzbetreiber die Fähigkeit der Netze 

gewährleisten, EE- und hocheffizienten KWK-

Strom mit einem Minimum an Redispatch oder 

Abregelung zu transportieren.  

 

Die vorgeschlagenen Vorschriften zur Abregelung 

und der Abregelungsvergütung und Art. 12 

Strommarkt-VO-E legen fest, dass abgeregelte 

KWK- und EEG-Anlagen vergütet werden müssen 

und dass die Abregelung als letzte erfolgen soll, 

was für KWK-Betreiber grundsätzlich als ein be-

ruhigendes Signal zu deuten ist.  

 

Energieeffizienz ist also im Kommen und man will 

noch über bisherige Anstrengungen hinausgehen. 

Allerdings ist die Rolle der KWK in der zukünfti-

gen Energieversorgung in Europa in den Vor-

schlägen im Winterpaket in diesem Unterfangen 

leider nicht klar definiert: es gibt einige Privile-

gien, und die Rahmenbedingungen bzw. Ziele der 

Union in der Energiepolitik geben den Anschein, 

dass die KWK einen wichtigen Beitrag zur euro-

päischen Energiewende liefern könnte. Der Auf-

trag an die KWK – oder an die Mitgliedstaaten 

vielmehr – ist jedoch noch nicht erfolgt.  

 

Das Winterpaket wird in den kommenden Mona-

ten im Rat und dem Europäischen Parlament ver-

handelt, und es ist nicht auszuschließen, dass sich 

der ein oder andere Akteur hier noch für eine 

klarere Definition der Rolle der KWK einsetzt. 

Und auch bei der Umsetzung der Bestimmungen – 

nach deren finaler Verabschiedung – auf nationa-

ler Ebene sollte jedoch noch Freiraum bestehen, 

auf mitgliedstaatlicher – wenn schon nicht auf 

europäischer Ebene – der KWK eine Rolle zuzu-

gedenken. 
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TEIL 4: AKTUELLE RECHTSPRECHUNG UND 

ENTSCHEIDUNGEN 

 

I. URTEIL DES BVERWG ZUM ANSCHLUSS- 

UND BENUTZUNGSZWANG AN DIE KOM-

MUNALE FERNWÄRMEVERSORGUNG AUS 

KLIMASCHUTZGRÜNDEN NACH 

§ 16 EEWÄRMEG VOM 08.09.2016 

(AZ.: 10 CN 1.15)  

 

Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) hat 

entschieden, dass eine unwiderlegliche gesetzli-

che Vermutung dafür besteht, dass der Anschluss- 

und Benutzungszwang ein geeignetes Mittel zur 

Förderung des Klima- und Ressourcenschutzes 

darstellt, sofern die kommunale Fernwärmeein-

richtung die Standards der Nummer VIII der An-

lage zum EEWärmeG einhält. Andernfalls bedarf 

es bei einer Anordnung nach § 16 EEWärmeG 

weiterhin der Überprüfung im Einzelfall, ggf. 

durch Einholung eines Vergleichsgutachtens über 

die gesamtklimatischen Auswirkungen der Maß-

nahme/die vom Satzungsgebiet ausgehenden 

CO2-Emissionen mit und ohne Anschlusszwang an 

die Fernwärmeversorgung. 

 

§ 16 EEWärmeG bewirke nicht lediglich eine Mo-

difikation landesrechtlicher Ermächtigungs-

grundlagen, sondern stelle selbst eine bundes-

rechtliche Befugnisnorm zum Anschluss- und 

Benutzungszwang an kommunale Fernwärmeein-

richtungen zum Zwecke des Klima- und Ressour-

censchutzes dar. Die Vorschrift setze zwar eine 

landesrechtliche Ermächtigung der Kommunen 

als Bedingung voraus und lasse die ergänzende 

Anwendung von Landesrecht in bestimmtem Um-

fang zu. Sie ermächtige die Länder aber nicht, die 

im Bundesrecht geregelten Anforderungen an 

einen Anschluss- und Benutzungszwang in Bezug 

auf den Klimaschutz zu verschärfen, relativieren 

oder sonst zu verändern. 

 

Damit hat das BVerwG klargestellt, dass oft auf-

wendige und kostspielige gutachterliche Ver-

gleichsberechnungen zur Ermittlung der Emissi-

onsvorteile nicht generell gefordert werden kön-

nen und damit die Anordnung eines Anschluss- 

und Benutzungszwangs an die kommunale Fern-

wärmeversorgung wesentlich erleichtert.  

 

II. ENTSCHEIDUNG DER HESSISCHEN REGU-

LIERUNGSKAMMER ZUM BEGRIFF DER 

KUNDENANLAGE VOM 18.10.2016  

(AZ.: 75 S40#011 RKH 170/2016)  

 

Für Betreiber von Kundenanlagen im Sinne des 

§ 3 Nr. 24a EnWG hat die Regulierungskammer 

Hessen am 18.10.2016 eine wichtige Entschei-

dung zur Frage der Abgrenzung einer Kundenan-

lage von einem Energieversorgungsnetz getrof-

fen: Die Regulierungskammer führt in den Ent-

scheidungsgründen aus, dass eine Kundenanlage 

sich zunächst auch außerhalb von Gebäuden über 

ein größeres Grundstück erstrecken könne. Es 

werde ausdrücklich nicht auf ein Grundstück, 

sondern vielmehr auf ein Gebiet abgestellt. Es sei 

von einem räumlich zusammengehörenden Ge-

biet auszugehen, wenn aufgrund einer gewissen 

http://www.bverwg.de/entscheidungen/entscheidung.php?ent=080916U10CN1.15.0
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räumlichen Nähe und Verbindung zwischen den 

Grundstücken das Gebiet aus Sicht eines objekti-

ven Betrachters als einheitlich wahrgenommen 

werde. Dem stünde auch die Querung durch eine 

öffentliche Straße (Verkehrsfläche) nicht entge-

gen. Die Stromversorgung von sieben Gebäuden 

mit 397 Mietern sei für den wirksamen und un-

verfälschten Wettbewerb unbedeutend, da die 

Zahl der angeschlossenen Haushalte bei weniger 

als 1 Promille der Entnahmestellen des örtlichen 

Netzes der allgemeinen Versorgung liege und die 

Menge der durchgeleiteten Energie nur rund 

0,3 Promille der Gesamtlieferung des örtlichen 

Stromverteilernetzes betrage. Diese Zahlen spre-

chen nach Ansicht der Regulierungskammer nicht 

für einen nennenswerten wettbewerblichen Ein-

fluss auf die Elektrizitätsversorgung im Netzge-

biet, sodass der Wettbewerb um die Abnehmer in 

den belieferten Gebäuden nicht wesentlich be-

rührt sei. Im Ergebnis sei deshalb von einer Kun-

denanlage und nicht von einem Netz auszugehen. 

 

III. URTEIL DES BFH ZUR ENERGIESTEU-

ERENTLASTUNG BEI WÄRMENETZVER-

LUSTEN VOM 08.11.2016 (AZ.: VII R 6/16) 

 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass soweit 

Energieerzeugnisse (bspw. Erdgas) zur Erzeu-

gung von Wärme in Kesseln verwendet werden 

(also keine KWK-Wärme) und diese Wärme zur 

Deckung von Wärmenetzverlusten genutzt wird, 

hierfür grundsätzlich die (Teil-)Entlastungen von 

der Energiesteuer nach §§ 54, 55 EnergieStG (Ent-

lastung für Unternehmen des Produzierenden 

Gewerbes) beantragt werden können. Diese Frage 

war seit der Änderung des EnergieStG im 

Jahr 2011 umstritten.  

 

Damit hat der BFH die dahinterstehende rechtli-

che Frage, wer die Wärme im Fall von Netzverlus-

ten „nutzt“ (im Sinne des EnergieStG), entschie-

den. Die Hauptzollämter haben zumeist die Wär-

meverluste den Kunden (anteilig) zugerechnet. 

Teilweise wurde vertreten, dass Netzverluste 

keinen Nutzen haben. Nach unserer nunmehr 

auch durch den BFH bestätigten Auffassung ist 

die Deckung von Netzverlusten im Wärmenetz 

Aufgabe des Netzbetreibers, der seinerseits Un-

ternehmen des Produzierenden Gewerbes ist. 

 

TEIL 5: UNSER SERVICE FÜR SIE 

 

I. MUSTER-VERTRAGSPAKETE & -FORMU-

LARE 

 

¶ KWK-EINSPEISEVERTRÄGE & KWK-DIREKT-

VERMARKTUNGSVERTRAG 

 

Die Aktualisierung des Vertragspaketes nach den 

Vorgaben des KWKG 2017 ist weitestgehend ab-

geschlossen. Bei Interesse übersenden wir Ihnen 

gerne unser Produkt- und Preisblatt. 

 

¶ CONTRACTING (STROM UND WÄRME) MIT 

KWK-ANLAGEN 

 

Das Vertragspaket wird ebenfalls stetig nach neu-

er Rechtsprechung und geänderten gesetzlichen 
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Vorgaben aktualisiert. Gerne nehmen wir Ihre 

Bestellungen entgegen. 

 

¶ MUSTERSCHREIBEN FÜR NETZBETREIBER 

ZUR ABFRAGE SELBSTVERBRAUCHTER 

STROMMENGEN FÜR DIE KWK-UMLAGE 

2016 (LETZTVEBRAUCHERGRUPPEN B UND 

C) 

 

Um die Abwicklung der für Letztverbraucher-

gruppen B und C begrenzten KWK-Umlage für das 

Jahr 2016 zu erleichtern, haben wir ein Muster-

schreiben für Netzbetreiber nebst Antwortformu-

lar vorbereitet. Dieses erläutert die Neuregelun-

gen für privilegierte Letztverbraucher und unter-

stützt bei der Erfüllung ihrer gesetzlichen Melde-

pflicht bis zum 31.03.2017. Zudem können hier-

mit auch die Voraussetzungen für eine etwaige 

Nachzahlungspflicht der Letztverbrauchergrup-

pe C für das Jahr 2016 geklärt werden. 

 

II. VERANSTALTUNGEN 

 

¶ SEMINARREIHE: NOVELLE DES KWKG 2016 

UND DER EIGENVERSORGUNG NACH EEG 

2017 – WAS KOMMT AUF ANLAGEN- UND 

NETZBETREIBER ZU? 

 

21.02.2017 – Köln 

22.02.2017 – Berlin 

 

Selbstverständlich können wir das Seminar, indi-

viduell angepasst auf Ihre Wünsche und Verhält-

nisse vor Ort, auch bei Ihnen im Unternehmen als 

Inhouse-Schulung durchführen. Dies hat den 

Vorteil, mehrere Mitarbeiter aus verschiedenen 

Abteilungen, die von diesem Thema betroffen 

sind, zu schulen und dabei auftretende Fragestel-

lungen gemeinsam zu erörtern. 

 

¶ AK MIETERSTROM  

 

Die spezifischen Herausforderungen des Mieter-

strommodells in den Bereichen Anlagendimensi-

onierung, Installation, Betrieb und Wartung von 

Erzeugungsanlagen, Marketing- und Vertrieb, 

Beschaffung, Messung, Abrechnung und Kunden-

service, IT-Unterstützung werden im AK Mieter-

strom diskutiert. Der AK informiert darüber hin-

aus über die Gesetzgebung im Kontext der de-

zentralen Erzeugung, die für die Schnittstelle von 

Energieversorgung und Wohnungswirtschaft von 

Bedeutung ist. Hier werden die aktuellen rechtli-

chen Rahmenbedingungen vorgestellt und ge-

meinsam praxistaugliche Lösungsvorschläge er-

arbeitet. Dabei bieten wir verschiedene Mitglied-

schaften im AK Mieterstrom mit unterschiedli-

chen Leistungen an: 

 

¶ Basismitgliedschaft 

¶ Vollmitgliedschaft 

¶ Premiummitgliedschaft 

 

Das Leistungsspektrum des AK Mieterstroms und 

den Flyer finden Sie hier. 

 
Der nächste Termin findet statt am: 

13.02.2017 – Köln 

http://www.derenergieblog.de/events/event/novelle-des-kwkg-2016-und-der-eigenversorgung-nach-eeg-2017-was-kommt-auf-anlagen-und-netzbetreiber-zu-6/
http://www.derenergieblog.de/events/event/novelle-des-kwkg-2016-und-der-eigenversorgung-nach-eeg-2017-was-kommt-auf-anlagen-und-netzbetreiber-zu-7/
http://www.beckerbuettnerheld.de/fileadmin/user_upload/documents/newsletter/Newsletter_Kraft-Waerme-Kopplung__Contracting_und_Energieeffizienz/AK_Mieterstrom_Einzelseiten.pdf
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ÜBER BBH 

 

Als Partnerschaft von Rechtsanwälten, Steuer-

beratern und Wirtschaftsprüfern ist BBH ein 

führender Anbieter von Beratungsdienstleis-

tungen für Energie- und Infrastrukturunter-

nehmen und deren Kunden. Weitere Schwer-

punkte bilden das Medien- und Urheberrecht, 

die Steuerberatung und Wirtschaftsprüfung, das 

allgemeine Zivil- und Wirtschaftsrecht und das 

gesamte öffentliche Recht. 

 

HINWEIS 

Bitte beachten Sie, dass der Inhalt dieses Becker 

Büttner Held Newsletters nur eine allgemeine 

Information darstellen kann, die wir mit großer 

Sorgfalt zusammenstellen. Eine verbindliche 

Rechtsberatung erfordert immer die Berück-

sichtigung Ihrer konkreten Bedürfnisse und 

kann durch diesen Newsletter nicht ersetzt 

werden. 
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